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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

§ 102 Abs. 2 WRG 1959 sieht vor, dass anerkannte Umweltorganisationen Beteiligtenstellung in einem 
wasserrechtlichen Verfahren genießen, wobei ihnen - wie die Materialien (vgl. Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage zum Aarhus-Beteiligungsgesetz 2018, 270 BlgNR 26. GP) ausführen - die zur 
Wahrnehmung der Beteiligtenrechte erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen sind. Der 
Information der anerkannten Umweltorganisationen über das Verfahren dient die nach § 107 Abs. 1 WRG 
1959 - weil eben noch andere Personen als Beteiligte in Betracht kommen - vorgeschriebene 
Kundmachung der Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz AVG und darüber hinaus auf sonstige 
geeignete Weise (vgl. zu dieser "doppelten Kundmachung" etwa VwGH 28.2.2019, Ra 2018/07/0446). 
Sollte hingegen keine mündliche Verhandlung durchgeführt werden, so sind nach § 107 Abs. 1 vierter 
Satz WRG 1959 die anerkannten Umweltorganisationen durch eine Bereitstellung der in § 41 Abs. 1 
AVG vorgesehenen Angaben auf einer für sie zugänglichen elektronischen Plattform über das Verfahren 
zu informieren. Dies führt im Allgemeinen zu einer dem Art. 6 Abs. 2 Aarhus-Konvention 
entsprechenden Information der anerkannten Umweltorganisationen, auch weil der Behörde mit der 
vorgeschriebenen zusätzlichen Kundmachung "auf sonstige geeignete Weise" eine Bedachtnahme auf die 
erforderliche Information der beteiligten Öffentlichkeit ermöglicht wird. Nur eine Kundmachung, die 
auch potenziell alle in Betracht kommenden Beteiligten erreicht, ist in diesem Sinn "geeignet". 
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